
Am 24. Jänner wurde im Binnenmarktausschuss des 
Europäischen Parlaments über die Konzessionsricht-
linie abgestimmt, die Schlussabstimmung im Parla-
mentsplenum erfolgt voraussichtlich im März 2013. 
Ein Inkrafttreten der Richtlinie in ihrer aktuellen Fas-
sung birgt Risiken: Grundbedürfnisse, wie die Wasser-
versorgung, würden über den Umweg der Konzessio-
nierung dem privaten Markt geöffnet. 

EU-Kommission will Reform der Öffentlichen Auf-
tragsvergabe
Nachdem die Europäische Kommission im Jahr 2006 
mit der Dienstleistungs-Richtlinie gescheitert ist, ver-
sucht sie über die Konzessionsrichtlinie erneut, öf-
fentliche Dienstleistungen der Daseinsvorsorge für 
Konzerne zu öffnen. Der konservative Binnenmarkt-
Kommissar Michel Barnier hat die entsprechende 
Überarbeitung der bestehenden EU-Gesetzgebung in-
itiiert. Bei der „Richtlinie über die Konzessionsverga-
be“ sollen die Vergabeverfahren so geändert werden, 
dass öffentliche Dienstleistungen in Zukunft einer 
Konzessionierung unterliegen und europaweit ausge-
schrieben werden müssen; bisher war nur die Vergabe 
von Baukonzessionen europaweit geregelt. Mit der im 
Ausschuss beschlossenen Ausweitung der Konzessi-
onsvergabe ergeben sich folgende Hauptprobleme: 

Daseinsvorsorge ist betroffen
Der Anwendungsbereich der Richtlinie ist so unklar 
und weit gefasst, dass sie alle die eine Dienstleistung 
auf dem Markt anbieten, betreffen würde. Das betrifft 
dann auch zahlreiche Leistungen der Daseinsvorsorge, 
wie die Wasserver- und –entsorgung sowie alle anderen 
kommunalen Dienstleistungen. Explizit ausgenom-
men sind lediglich Konzessionen im Verteidigungs- 
und Sicherheitsbereich, bei den öffentlichen Personen-
verkehrsdiensten oder Leistungen für Rundfunk- und 
Fernsehanstalten. Für soziale Dienstleistungen ist im 
Entwurf zwar ein vereinfachtes Verfahren vorgesehen, 
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langfristig wäre aber auch hier eine Ausschreibungs-
pflicht zu befürchten. 

Keine klare Abgrenzung
Eine genaue Definition der betroffenen Dienstleistun-
gen fehlt. Wird die Richtlinie so umgesetzt, dann defi-
niert die EU-Kommission, welche Bereiche betroffen 
sind. Diese „Nichtdefinition“ ermöglicht es der Kom-
mission ohne Einbeziehung der Mitgliedsstaaten und 
der Kommunen festzulegen, welche Dienstleistungen 
betroffen sind. Hinzu kommt, dass der Grenzwert für 
die Ausschreibung mit 5 Mio. Euro über die gesamte 
Laufzeit zu niedrig angesetzt ist. Schließlich werden 
Verträge im Bereich der Daseinsvorsorge oft über 10 
oder 20 Jahre abgeschlossen, so überschreiten auch 
kleinere Kommunen mit ihrer Ausschreibung diese 
Grenze.

Rechtsunsicherheit und Qualitätsabbau 
Offiziell wird zwar die Schaffung von Rechtssicherheit 
für öffentliche Stellen bei der Vergabe als eines der 
Hauptargumente für die Konzessionsrichtlinie vorge-
bracht, in der Praxis ist jedoch das Gegenteil der Fall: 
Der komplizierte Richtlinienentwurf und die Auflagen 
für europaweite Ausschreibungen bringen mehr Un-
sicherheit, Verwaltungsaufwand damit auch und Be-
ratungskosten für Länder und Gemeinden. Auch das 
Argument, die Wasserversorgung würde von Privaten 
effizienter gestaltet, hinkt. Viele Beispiele aus anderen 
Ländern (z.B.: Wasserversorgung in Paris) zeigen, dass 
Private oft zu wenig in die Infrastruktur investieren. 
Letztendlich muss dann der Staat korrigierend eingrei-
fen, um wieder eine gute Versorgung mit hoher Quali-
tät sicherzustellen. 

Vergaben an öffentliche Unternehmen
Gerade jene Unternehmen, die mit der Durchführung 
von mehreren Bereichen der Daseinsvorsorge beauf-
tragt sind, werden starke Konkurrenz bekommen. 
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Kommunen können die Versorgung von BürgerIn-
nen mit Strom, Erdgas und Wasser an öffentliche 
oder private Unternehmen auf Basis von Dienst-
leistungskonzessionen auslagern. In Linz werden 
diese Dienstleistungen beispielsweise durch die 
Linz AG als Unternehmen, das zu hundert Prozent 
im Eigentum der Stadt Linz steht, erbracht. Die 
Unternehmen bekommen von der Kommune kein 
Geld, sondern finanzieren sich im Wesentlichen 
durch die Einnahmen. Bis dato können Städte und 
Gemeinden eigene Kriterien, zum Beispiel soziale 
oder ökologische Aspekte, bei der Konzessionsver-
gabe berücksichtigen. Bei der Wasserversorgung 
ist der Wettbewerb zudem eingeschränkt, die dafür 
nötige Konzession kann auch ohne Ausschreibung 
an gemeindeeigene Unternehmen vergeben wer-
den. Die Vergabekriterien der EU sehen lediglich 
Gleichbehandlung, Transparenz und Nichtdiskri-
minierung vor.

Die Konzessionsrichtlinie sieht direkt keinen 
Zwang zur Privatisierung vor. Wenn sich Ge-
meinden dafür entscheiden, dass Leistungen der 
Daseinsvorsorge über verbundene Unternehmen 
erbracht werden, findet die Richtlinie allerdings 
Anwendung. Eine Ausnahme ist nur dann mög-
lich, wenn 80 % des Gesamtumsatzes des Unter-
nehmens aus der Erbringung von kommunalen 
Dienstleistungen stammen. Die meisten dieser Un-
ternehmen sind allerdings Mehrspartenunterneh-
men (z.B.: Linz AG) und auch im öffentlichen Ver-
kehr und der Energieversorgung aktiv und fallen 
somit in die Ausschreibungspflicht. Von Wahlfrei-
heit für Kommunen kann hier nicht die Rede sein. 

Konzessionierung von 
Dienstleistungen

Right2Water - Aktiv werden!
Um die Konzessionsrichtlinie noch zu verhindern, wur-
de eine europaweite BürgerInneninitiative ins Leben 
gerufen. Auf der Homepage http://www.right2water.eu/ 
wurden bereits über 760.000 Unterschriften gesammelt; 
eine Million ist notwendig, damit die EU Kommissi-
on den Gesetzesvorschlag überarbeiten muss. Für die 
Unterschrift ist die Angabe deiner Daten und die Rei-
sepass- oder Personalausweisnummer notwendig. Ein 
großer Erfolg ist es, wenn wir bis zur Diskussion im Par-
lamentsplenum im März die Million geschafft haben.

Wie es weitergeht
Der Europaabgeordnete Josef Weidenholzer berichtet 
laufend auf seiner Website www.weidenholzer.eu und 
auf Facebook http://www.facebook.com/mepjoe über 
die aktuellen Entwicklungen rund um die Konzessions-
richtlinie. 

Denn eine Direktvergabe, z.B.: der Wasserversorgung 
an die Linz AG, wäre nur möglich, wenn die Linz AG 
80% ihres Umsatzes mit der Wassersparte erwirtschaf-
ten würde. Bei einer Ausschreibung wären öffentliche 
Anbieter, die versuchen langfristig zu wirtschaften und 
hohe Qualität anzubieten, gegenüber den kurzfristig 
Preis– und Gewinnorientierten privaten Konzernen 
im Nachteil. Das heißt, die umfassende Daseinsvor-
sorge durch öffentliche Unternehmen wird deutlich 
erschwert. 

Änderungsbedarf bei der Richtlinie
Klar ist, bei dem Entwurf zur Konzessionsrichtlinie 
gibt es großen Änderungsbedarf. Bis zur Beschlussfas-
sung im Parlament wird noch verhandelt und auch die 
europaweite BürgerInneninitiative läuft noch.

Es braucht deutlich formulierte Ausnahmen: Vor al-
lem die öffentliche Infrastruktur (Wasserversorgung), 
die soziale Absicherung (Sozialversicherung, Gesund-
heitswesen), kommunale Dienstleistungen (Abfallbe-
seitigung), Kultur und andere wichtige Bereiche für die 
Allgemeinheit (Services of General Interest) müssen 
vom Anwendungsbereich ausgenommen werden. 

Klar muss auch sein, dass als zwingende Voraussetzung 
für eine Auftragsvergabe bei der Ausschreibung die 
Anwendung der jeweilig geltenden Kollektivverträge, 
sowie aller sozial- und arbeitsrechtlichen Bestimmun-
gen gewährleistet sein muss. Systematische Verstöße 
gegen nationale arbeits-, sozial- und umweltrechtliche 
Vorschriften sollen zum Ausschluss von der Konzes-
sionsvergabe führen. Dazu kommt, dass Konzessions-
vergaben auch an soziale und ökologische Kriterien 
gebunden werden müssen. Kriterien, wie Frauenförde-
rung, Integration von am Arbeitsmarkt benachteiligten 
Gruppen, Arbeitsbedingungen oder Umweltkosten, 
müssen berücksichtigt werden. Es gilt hier europawei-
tes Sozial- und Lohndumping zu verhindern.

Beispiel Paris
Bereits im Jahr 1984 vergab die konservative Mehrheit 
im Pariser Stadtsenat die Wasserversorgung (operati-
ver Betrieb, Wartung, Investitionen) an zwei private 
französische Firmen („Compagnie des eaux de Paris“, 
CEP und „Eau et Force“, EF) in Form eines 25-Jährigen 
Konzessionsvertrages. Von 1985 bis 2009 nahm der 
Preis pro Kubikmeter Wasser um 265 Prozent zu, die 
Inflation betrug zum Vergleich jedoch nur 70,5 Pro-
zent. Die Kunden spürten diesen Preisanstieg durch 
deutliche Preissprünge alle drei Monate.
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